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Gesetz 

zu dem Europäischen Übereinkommen vom 30. September 1957 
über die internationale Beförderung gefährlicher Güter auf der Straße 

(ADR) 

Vom 18. August 1969 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Genf am 13. Dezember 1957 von der 
Bundesrepublik Deutschland Unterzeichneten Euro¬ 
päischen Übereinkommen vom 30. September 1957 
über die internationale Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Straße (ADR) einschließlich der An¬ 
lagen in ihrer am 29. Juli 1968 geänderten Fassung 
wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird nach¬ 
stehend, die Anlagen A und B werden in einem 
Anlagenband veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch¬ 
tigt, Änderungen des Übereinkommens, die der Ver¬ 
wirklichung neuer technischer Erkenntnisse hinsicht¬ 
lich der internationalen Beförderung gefährlicher 
Güter dienen oder die das anzuwendende technische 
oder verwaltungsmäßige Verfahren betreffen, sowie 
Änderungen der Anlagen des Übereinkommens 
durch Rechtsverordnung in Kraft zu setzen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr wird ermäch¬ 
tigt, Sonderabkommen nach Artikel 4 Abs. 3 des 
Übereinkommens durch Rechtsverordnung in Kraft 
zu setzen. Dasselbe gilt für Vereinbarungen über 
Ausnahmen nach den Vorschriften der Anlagen des 
Übereinkommens, wenn Gegenstände der Bundes¬ 
gesetzgebung berührt werden. 

(3) Rechtsverordnungen nach den Absätzen 1 
oder 2 bedürfen der Zustimmung des Bundesrates, 


wenn Änderungen des Übereinkommens oder seiner 
Anlagen oder Sonderabkommen nach Artikel 4 Abs. 3 
des Übereinkommens die Einrichtung der Landes¬ 
behörden oder die Regelung ihres Verwaltungsver¬ 
fahrens betreffen. 

(4) Der Bundesminister für Verkehr erläßt mit Zu¬ 
stimmung des Bundesrates die zur Ausführung des 
Übereinkommens, dieses Gesetzes und der auf ihm 
beruhenden Rechtsverordnungen erforderlichen all¬ 
gemeinen Verwaltungsvorschriften. 

Artikel 3 

(1) Ein Fahrzeug, das den Vorschriften des Über¬ 
einkommens nicht entspricht oder für das die nach 
dem Übereinkommen vorgeschriebenen Papiere nicht 
vorgelegt werden, kann bis zur Behebung des Man¬ 
gels sichergestellt werden. Entsprechendes gilt für 
die Ladung. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 können die Grenz¬ 
zollstellen und andere für die Kontrolle an der 
Grenze zuständige Stellen die Fahrzeuge zurüde¬ 
weisen. 

Artikel 4 

(1) Zuständig für die Ausführung des Überein¬ 
kommens sind 

1. der Bundesminister für Verkehr für Ausnahmen 
von den Vorschriften der Anlagen A und B; 

2. die Physikalisch-Technische Bundesanstalt für die 
Genehmigung der Beförderung von radioaktiven 
Stoffen und für die Zulassung der Muster von 
Versandstücken für radioaktive Stoffe; 










